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Präambel 
Der Gesetzentwurf zum Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) sieht eine längerfristige Pfle-
gebegleitung für Menschen mit Pflegebedarf in häuslicher Pflege und ihre An- und Zu-
gehörigen vor. Sie soll unter anderem Bedarfsermittlung, Versorgungsplanung, Anlei-
tung, Unterstützung nach Krankenhausentlassung und die Feststellung der Versorgungs-
sicherheit verbinden. 

Dieses Positionspapier unterscheidet die gesetzlich vorbehaltenen pflegefachlichen Auf-
gaben nach § 4 PflBG von allgemeinen Beratungs- und Koordinationsaufgaben. Es zeigt 
auf, bei welchen pflegefachlichen Entscheidungen Pflegefachpersonen verantwortlich 
sein müssen und welche weitergehende Forderung nach durchgängiger pflegefachlicher 
Fallführung zusätzlich gesetzlich geregelt werden müsste. 

Der Gesetzentwurf selbst beschreibt die Pflegebegleitung als 
fachpflegerische Unterstützung 

Die Gesetzesbegründung beschreibt die Pflegebegleitung als langfristig angelegte fach-
pflegerische Unterstützung [1, S. 170–171]. Entscheidend ist, welche fachlichen Ent-
scheidungen die Leistung umfasst. Dieses Papier unterscheidet deshalb zwischen den 
bereits gesetzlich vorbehaltenen Aufgaben und der weitergehenden Forderung nach ei-
ner kontinuierlichen pflegefachlichen Fallführung. 

Wo die Pflegebegleitung pflegefachliche Kernaufgaben umfasst, müssen entsprechend 
berechtigte Pflegefachpersonen die fachlichen Einschätzungen und Entscheidungen ver-
antworten. Andere Professionen bleiben mit ihren jeweiligen Kompetenzen unverzicht-
bar; ihre Aufgaben sind mit der pflegefachlichen Verantwortung abzustimmen. 

1. Leistungen der neuen Pflegebegleitung 

Der Gesetzesentwurf sieht ab 1. Januar 2029 einen Anspruch für Pflegebedürftige in 
häuslicher Pflege und ihre pflegenden An- und Zugehörigen vor. Neu zusammengeführt 
werden die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI, die bisherigen Beratungsbesuche nach § 37 
Abs. 3 und die individuelle Schulung zu Hause nach § 45. Zusätzlich sollen Prävention, 
Rehabilitation, Fallmanagement und pflegerische Akutsituationen stärker berücksichtigt 
werden [1, § 7c und Begründung]. 

Die vorgesehene Leistung umfasst insbesondere Bedarfsermittlung, Gestaltung eines 
stabilen Versorgungsarrangements, einen Versorgungsplan, individuelle Anleitung, Un-
terstützung nach Krankenhausentlassung sowie eine Feststellung der Versorgungssi-
cherheit bei der jährlichen Pflegebegleitung von Pflegegeldbeziehenden [1, § 7c Abs. 2 
und 6]. 
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2. Rechtliche Grundlagen und pflegefachliche Verantwortung 

Der PNOG-Entwurf beschreibt die Pflegebegleitung als langfristig angelegte fachpflege-
rische Unterstützung [1, S. 170–171]. Dazu gehören Aufgaben, die § 4 PflBG Pflegefach-
personen mit einer Erlaubnis nach § 1 PflBG vorbehält. Hierzu gehören die Erhebung 
und Feststellung des individuellen Pflegebedarfs sowie die Pflegeplanung, die Organisa-
tion, Gestaltung und Steuerung des Pflegeprozesses sowie die Analyse, Evaluation, Si-
cherung und Entwicklung der Pflegequalität [2]. Werden diese Aufgaben in der Pflege-
begleitung wahrgenommen, müssen Pflegefachpersonen die fachlichen Einschätzungen 
und Entscheidungen verantworten. Andere Professionen sind bedarfsgerecht einzube-
ziehen; die Zusammenarbeit ist so abzustimmen, dass keine parallelen Pflege-/Versor-
gungsplanungen oder unklaren Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten entstehen. 

Dabei sind Pflegeplanung und Versorgungsplanung auseinanderzuhalten. Pflegeplanung 
betrifft die pflegefachliche Einschätzung und die Gestaltung des Pflegeprozesses. Ver-
sorgungsplanung ordnet die Leistungen und Unterstützungsangebote im gesamten 
häuslichen Versorgungsarrangement. Beide müssen aufeinander abgestimmt sein. Vor-
handene Pflegeplanungen und Einschätzungen ambulanter Pflegedienste sind einzube-
ziehen, damit keine parallelen oder widersprüchlichen Planungen entstehen. 

Pflegefachliche Kompetenz ist bereits im geltenden SGB XI verankert 

Auch das geltende Pflegeversicherungsrecht stellt bei der Beratung zur Sicherung der 
häuslichen Pflegequalität bereits Anforderungen an die pflegefachliche Kompetenz. 
Nach § 37 Abs. 3a und 3b SGB XI dienen die Beratungsbesuche nicht nur der allgemeinen 
Information, sondern insbesondere der Sicherung der Qualität der häuslichen Pflege 
und der praktischen pflegefachlichen Unterstützung unter Wahrung von Privatsphäre 
und Individualität von Pflegebedürftigen und ihren An- und Zugehörigen. Für bestimmte 
anerkannte Beratungsstellen und Beratungspersonen wird eine nachgewiesene pflege-
fachliche Kompetenz vorausgesetzt [4]. 

Mit dem PNOG sollen diese Beratungsbesuche in eine umfassendere, längerfristige Pfle-
gebegleitung überführt werden. Diese soll zusätzlich unter anderem die Bedarfsermitt-
lung, Versorgungsplanung und fachliche Anleitung umfassen. 

Es stellt sich die grundlegende Frage, weshalb eine neue Leistung, die über die bisheri-
gen Beratungsbesuche hinausgeht, geringere oder weniger eindeutige Anforderungen 
an die pflegefachliche Kompetenz und Verantwortung stellen sollte. 

Die bestehenden Anforderungen sollten deshalb bei der Neuordnung mindestens erhal-
ten und für die zusätzlichen Aufgaben entsprechend konkretisiert werden. 

Die Verantwortung für die Einhaltung der Vorbehaltsaufgaben betrifft dabei nicht nur 
die einzelne Pflegefachperson. § 4 Abs. 3 PflBG untersagt Arbeitgebern, Personen ohne 
entsprechende Berechtigung mit diesen Aufgaben zu betrauen oder deren Durchfüh-
rung durch solche Personen zu dulden [2]. Für die neue Pflegebegleitung bedeutet dies, 
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dass auch die verantwortlichen Organisationen sicherstellen müssen, dass pflegefach-
lich vorbehaltene Aufgaben ausschließlich durch Pflegefachpersonen wahrgenommen 
werden. Die organisatorische Ausgestaltung der Pflegebegleitung muss diese berufs-
rechtlichen Anforderungen ausdrücklich berücksichtigen. 

3. Bewährte Beratungs- und Schulungsangebote einbinden 

Die Pflegebegleitung knüpft an bewährte Angebote an und führt sie bedarfsgerecht zu-
sammen. Dazu gehören neben den Beratungsbesuchen nach § 37 Abs. 3 SGB XI die Pfle-
geberatung nach § 7a SGB XI und häusliche Schulungen nach § 45 SGB XI. Beratungsstel-
len nach § 37 Abs. 7 sowie qualifizierte Angebote ambulanter Pflegedienste sind dabei 
wichtige Anknüpfungspunkte. Ziel ist ein abgestimmter, kontinuierlicher Unterstüt-
zungsprozess statt unverbundener Einzelangebote [7; 9, S. 14; 10, S. 21; 12, S. 1–3] 

§ 37 Abs. 3 SGB XI Beratungsbesuche in die Pflegebegleitung einbinden 

Die Beratungsbesuche nach § 37 Abs. 3 SGB XI sind ein bewährter Zugang zur häuslichen 
Pflegesituation. Sie dienen dazu, mögliche Problembereiche zu erkennen und auf beste-
hende Beratungs- und Unterstützungsangebote hinzuweisen. Aufgrund des begrenzten 
Zeitrahmens lassen sich jedoch häufig nur einzelne Probleme aufgreifen und erste Lö-
sungsansätze skizzieren [4; 6, S. 13]. Die Pflegebegleitung muss an diese Besuche an-
schließen und ihre Erkenntnisse für die längerfristige Unterstützung nutzen. Die Bera-
tungsbesuche ersetzen keine umfassende Bedarfseinschätzung und Versorgungspla-
nung [9, S. 2–3]. 

§ 45 SGB XI Individuelle häusliche Schulungen fachlich stärken 

Die individuelle häusliche Schulung nach § 45 SGB XI ist ein bewährtes Instrument. Sie 
vermittelt konkrete pflegebezogene Fertigkeiten, abgestimmt auf die Pflegesituation 
und die Bedarfe der Pflegeperson. Der Qualitätsrahmen des ZQP beschreibt die Schu-
lung als zielgerichteten Lernprozess, der an den konkreten Unterstützungsbedarfen aus-
gerichtet ist [6, S. 14]. 

BAPID beschreibt Beratung, Edukation, Anleitung sowie die Förderung des Selbstmana-
gements und der Kompetenzen pflegender An- und Zugehöriger als pflegerische Kom-
petenzen [B1, S. 22 und 72–73]. Werden konkrete pflegepraktische Handlungen vermit-
telt, ist pflegefachliche Expertise erforderlich. Entsprechend qualifizierte Pflegefachper-
sonen sollen die Schulung durchführen; bei sozialrechtlichen, therapeutischen und wei-
teren Fragen sind die jeweils zuständigen Professionen einzubeziehen [6, S. 19–25]. 

Die Beratungsbesuche nach § 37 Abs. 3 SGB XI können dazu beitragen, Schulungsbedarf 
frühzeitig zu erkennen und den Zugang zu Angeboten nach § 45 zu eröffnen. Laut der 
IGES-Evaluation zur Pflegeberatung werden Schulungen teilweise empfohlen, viele Pfle-
gegeldbeziehende erinnern sich jedoch nicht an entsprechende Informationen [5, S. 325 
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und 369; 9, S. 25]. Deshalb sollte die Schulung gezielt angeboten oder vermittelt und in 
die weitere Pflegebegleitung eingebettet werden. 

Die VdK-Pflegestudie unterstreicht den Handlungsbedarf. Nur 16,3 Prozent der befrag-
ten An- und Zugehörigen hatten an einer Schulung teilgenommen; 86,7 Prozent der Teil-
nehmenden fühlten sich danach besser vorbereitet. Knapp die Hälfte der Nichtteilneh-
menden war interessiert, wurde aber häufig durch Zeitmangel oder fehlende Informa-
tion gehindert [8, S. 120–121]. Bedarfsgerechte, flexible und wohnortnahe oder häusli-
che Schulungen in der angedachten Pflegebegleitung müssen erhalten bleiben und ver-
lässlich angeboten werden. Bestehende qualifizierte Anbieter:innen müssen durch ge-
eignete rechtliche und vertragliche Rahmenbedingungen einbezogen werden. Schulun-
gen zu praktischen Pflegefertigkeiten sind ausdrücklich als pflegefachliche Aufgabe zu 
verankern. 

§ 7a SGB XI Pflegefachliche Expertise verlässlich einbinden 

Die Pflegeberatung nach § 7a SGB XI ist multiprofessionell angelegt und bringt insbeson-
dere sozialrechtliche Orientierung und Koordination in die Pflegebegleitung ein. Als Pfle-
geberater:innen kommen Pflegefachpersonen, Sozialversicherungsfachangestellte so-
wie Sozialarbeiter:innen mit erforderlicher Zusatzqualifikation infrage [7, S. 21]. 

Die IGES-Evaluation zeigt zugleich, dass Pflegefachpersonen bei Pflegekassen deutlich 
seltener vertreten sind als Sozialversicherungsfachangestellte. Unter den dort angestell-
ten Pflegeberater:innen waren 56,4 Prozent Sozialversicherungsfachangestellte und 
26,9 Prozent Pflegefachpersonen [5, S. 79]. Das begründet keinen Alleinzuständigkeits-
anspruch der Pflege, spricht aber dafür, pflegefachliche Expertise in der Pflegebeglei-
tung strukturell zu stärken und verbindlich einzubinden. 

Umfasst die Pflegeberatung pflegebezogene Einschätzungen und Entscheidungen, sind 
die Vorbehaltsaufgaben nach § 4 PflBG zu beachten und von hierzu berechtigten Pflege-
fachpersonen zu verantworten [2, § 4]. Für komplexe Beratungsfälle kann das beispiel-
hafte BAPID-IV-Profil spezialisierter Pflegeberatung eine Orientierung für zusätzliche 
Qualifikationen bieten [B3, S. 99]. 

Pflegeberatung nach § 7a, Beratungsbesuche nach § 37 Abs. 3 und Schulungen nach § 45 
müssen in einer kontinuierlichen Pflegebegleitung zusammengeführt werden. Bera-
tungsbesuche und individuelle häusliche Schulungen müssen von qualifizierten Pflege-
fachpersonen erbracht werden, die ihre Beratungsrolle unabhängig wahrnehmen. Die 
pflegefachliche Perspektive muss dort maßgeblich sein, wo pflegerische Bedarfsein-
schätzung, Anleitung und Versorgungsgestaltung erforderlich sind. Bestehende qualifi-
zierte Beratungsanbieter:innen sind so einzubeziehen, dass bewährte Strukturen er-
gänzt und weiterentwickelt werden [9, S. 1–3]. 
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APN und CHN in der Pflegebegleitung einsetzen 

Advanced Practice Nurses (APN) und, insbesondere Community Health Nurses (CHN), 
sind als eigenständig verantwortliche Leistungserbringer mit klar geregelten Kompeten-
zen in der wohnortnahen Primärversorgung und Pflegebegleitung zu verankern. Eine zu-
kunftsfeste Primärversorgung braucht Pflegefachpersonen, die Kontinuität und Koordi-
nation sichern, Prävention und Beratung stärken und komplexe Versorgungslagen ei-
genständig begleiten. APN und CHN können präventive Hausbesuche und Beratungsleis-
tungen durchführen, Pflegebedürftige bei der Umsetzung von Präventions- und Rehabi-
litationsempfehlungen sowie von Maßnahmen des Entlassmanagements unterstützen 
und zu Hilfs- und Pflegehilfsmitteln beraten. Sie können Pflegebedürftige sowie An- und 
Zugehörige dabei unterstützen, das Entlastungsbudget und das Sozialraumbudget be-
darfsgerecht zu nutzen und passende Pflege-, Entlastungs- und Unterstützungsangebote 
auszuwählen. Ihre erweiterte pflegefachliche Expertise ermöglicht es ihnen, gesundheit-
liche und soziale Bedarfslagen systematisch einzuschätzen, Präventionspotenziale zu er-
kennen und geeignete Interventionen einzuleiten oder weitere Leistungserbringer ein-
zubeziehen [1, § 7c und §§ 37, 45b; 9, S. 1–2; 10, S. 1–3]. 

Die Pflegebegleitung ist dafür in wohnortnahe, multiprofessionelle Primärversorgungs-
strukturen einzubinden. Eine APN bzw. CHN als feste pflegefachliche Ansprechperson 
führt die Bedarfseinschätzung, die Steuerung des Pflegeprozesses und die Koordination 
der erforderlichen Leistungen zusammen. Sozialrechtliche Fragen und weitere speziali-
sierte Anliegen werden bei Bedarf mit den zuständigen Professionen bearbeitet. So er-
halten Pflegebedürftige und An- und Zugehörige eine kontinuierliche, abgestimmte Un-
terstützung. APN und CHN arbeiten dafür mit ärztlichen und therapeutischen Gesund-
heitsberufen, Sozialarbeiter:innen sowie ambulanten Pflegediensten zusammen. Klar 
geregelte Zuständigkeiten, verbindliche Absprachen und abgestimmte Informations- 
und Dokumentationswege sichern die Kontinuität der Versorgung und machen pflege-
fachliche Kompetenzen systematisch nutzbar [9, S. 2–3; 10, S. 3–4]. 

4. BAPID als Orientierung für Verantwortungs- und Qualifikationsprofile 

Für die Pflegebegleitung sind der Leistungsauftrag des PNOG und die Vorbehaltsaufga-
ben nach § 4 PflBG gemeinsam maßgeblich. Der Gesetzentwurf beschreibt langfristige 
fachpflegerische Unterstützung; die Feststellung des individuellen Pflegebedarfs, Pfle-
geplanung, Pflegeprozesssteuerung und Evaluation sind bereits gesetzlich vorbehalten. 
BAPID ergänzt diese rechtliche Begründung um eine Kompetenzperspektive. Es erklärt, 
wie sich pflegerische Rollen nach Entscheidungsspielraum und Verantwortung unter-
scheiden. [B1–B3] 

Nicht nur die Tätigkeit zählt, sondern wer die Verantwortung trägt 

BAPID II ordnet die Typen ausdrücklich nach Formen professioneller Verantwortung und 
nicht nur nach dem Schwierigkeitsgrad einzelner Aufgaben (S. 14). Für 
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Pflegefachpersonen des Typs III nennt es die eigenverantwortliche Gestaltung, Koordi-
nation und Evaluation des Pflegeprozesses (S. 17 und 36–38). BAPID III greift diese Logik 
in den Kompetenzprofilen auf und beschreibt den ambulanten Pflegeprozess ausdrück-
lich als Aufgabe des Typs III (S. 35–39). [B1, B2] 

Zusätzliche Kompetenzen gezielt nachweisen statt pauschal fordern 

Die veröffentlichte Langfassung von BAPID IV entwickelt ein Strukturmodell Spezieller 
Pflegebildung und zeigt anhand eines ausdrücklich beispielhaften Profils, wie pflege-
fachlicher Entscheidungsraum, supervidierte Praxis, komplexe Fallarbeit und Kompe-
tenznachweise verbunden werden können. Das Profil „spezialisierte Pflegeberatung bei 
komplexem Versorgungsbedarf“ nennt unter anderem Fallsteuerung und interprofessi-
onelle Verantwortung; rechtliche und organisationale Befugnisse sind gesondert zu klä-
ren [B3, S. 99]. 

Daraus folgt für das PNOG, dass zuerst die pflegefachlichen Kernaufgaben und Entschei-
dungsbefugnisse eindeutig feststehen müssen. Anschließend können die dafür erforder-
lichen Zusatzkompetenzen nachvollziehbar festgelegt und mit geeigneten Qualifikatio-
nen abgeglichen werden. Nicht jede Pflegebegleitperson braucht dieselbe Spezialquali-
fikation; komplexe Fälle benötigen jedoch gesichert die passende Expertise. 

Wichtig für die Belastbarkeit ist, dass BAPID keine neue gesetzliche Befugnis schafft und 
keinen experimentellen Nachweis erbringt, dass eine Berufsgruppe generell bessere Er-
gebnisse erzielt. Für die Vorbehaltsaufgaben bleibt § 4 PflBG die Rechtsgrundlage. BAPID 
hilft dabei, Verantwortungs- und Qualifikationsanforderungen nachvollziehbar zu be-
gründen. 

5. Pflegebegleitung als kontinuierlichen Prozess organisieren   

Die Pflegebegleitung soll die häusliche Versorgung längerfristig begleiten. Dafür sind der 
individuelle Pflegebedarf, bestehende Risiken, die Fähigkeiten pflegender An- und Zuge-
höriger sowie die Wirksamkeit der Versorgung gemeinsam zu beurteilen. Einschätzun-
gen und Maßnahmen müssen überprüft und angepasst werden. Dazu braucht es Konti-
nuität in den Informationen, in der Beziehung und in der Abstimmung der Leistungen. 
Haggerty et al. beschreiben diese drei Dimensionen als zentrale Formen der Versor-
gungskontinuität [3]. 

Eine nur punktuelle Hinzuziehung von Pflegefachpersonen reicht dafür nicht aus. Wer-
den die pflegefachliche Beurteilung und die übrige Pflegebegleitung voneinander ge-
trennt, können zusätzliche Schnittstellen entstehen. Eine Beratungsperson erfasst zu-
nächst den Unterstützungsbedarf, eine Pflegefachperson beurteilt anschließend die 
pflegerischen Risiken und eine dritte Person koordiniert die Maßnahmen. Ohne klar ge-
regelte Verantwortung drohen Informationsverluste, unterschiedliche Bewertungen, 
eine unzureichende Abstimmung notwendiger Maßnahmen und zusätzlicher Bürokra-
tieaufwand. 
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Erforderlich ist deshalb eine durchgängige pflegefachliche Verantwortung innerhalb ei-
nes zusammenhängenden Prozesses. Eine feste pflegefachliche Ansprechperson kann 
Informationen, Bedarfseinschätzung und Versorgungssteuerung verbinden. Wie in 
Punkt 3 beschrieben, können APN, etwa CHN, diese Rolle in wohnortnahen Primärver-
sorgungsstrukturen übernehmen. Das bedeutet nicht, dass Pflegefachpersonen sämtli-
che Beratungs- und Koordinationsaufgaben selbst erledigen müssen; sozialrechtliche 
und andere fachliche Fragen sind mit den jeweils zuständigen Professionen zu bearbei-
ten. 

6. Was das PNOG konkret regeln muss 

Das PNOG muss die Verantwortung für gesetzlich vorbehaltene Pflegeaufgaben sichern 
und bei pflegefachlichen Einschätzungen und Entscheidungen die zuständige Pflege-
fachperson benennen. Es muss außerdem regeln, wie vorhandene Pflegeplanungen be-
rücksichtigt und Informationen, Abstimmungen sowie Eskalationswege zwischen den 
beteiligten Professionen verbindlich gestaltet werden. Eine kontinuierliche pflegefachli-
che Fallführung bei entsprechendem Bedarf ist als weitergehende gesetzliche Organisa-
tionsentscheidung ausdrücklich zu prüfen. 

Voraussetzungen für eine verantwortliche Umsetzung 

Bei Beteiligung mehrerer Einrichtungen oder Professionen müssen Zuständigkeiten, In-
formationsweitergabe und Zusammenarbeit verbindlich geregelt sein. Dabei sind auch 
die Zuständigkeit und die Verantwortung der Pflegefachpersonen in ambulanten Pflege-
diensten zu berücksichtigen. Die in Punkt 3 beschriebene Einbindung von APN/CHN kann 
eine feste pflegefachliche Ansprechperson sichern und die Aufgaben im Primärversor-
gungssystem zusammenführen. 

Die pflegefachliche Einschätzung muss unabhängig und transparent erfolgen. Weil die 
Feststellung der Versorgungssicherheit leistungsrechtliche Folgen haben kann, sind 
fachliche Bewertung und Entscheidung der Pflegekasse klar zu trennen. Die Wünsche 
und die Selbstbestimmung der pflegebedürftigen Person und ggf. ihrer pflegenden An- 
und Zugehörigen sind zu berücksichtigen. 

Kann die pflegefachlich erforderliche Versorgung aus finanziellen Gründen nur teilweise 
vereinbart werden, sind die pflegebedürftige Person und ihre An- und Zugehörigen zu 
möglichen gesundheitlichen Folgen zu beraten und bei der Suche nach tragfähigen Lö-
sungen zu unterstützen. 

Für eine fachgerechte Pflegebegleitung müssen ausreichend qualifiziertes Personal und 
eine verlässliche Finanzierung vorgesehen werden. Die erforderlichen Kompetenzen 
sind nachvollziehbar zu beschreiben und können durch BAPID-Profile konkretisiert wer-
den (siehe Punkt 4). 
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7. Fazit 

Das PNOG führt bestehende Beratungs- und Schulungsangebote zu einer längerfristigen 
Pflegebegleitung zusammen. Damit diese Leistung kontinuierlich und wirksam unter-
stützt, müssen ihre Angebote abgestimmt werden und pflegefachliche Verantwortung 
dort klar geregelt sein, wo Bedarfseinschätzung, Pflegeplanung, Pflegeprozesssteuerung 
und Evaluation erforderlich sind. Diese vorbehaltenen Aufgaben bleiben qualifizierten 
Pflegefachpersonen zugeordnet; andere Professionen sind mit ihren Kompetenzen ver-
bindlich einzubeziehen. 

Eine weitergehende, durchgängige pflegefachliche Fallführung muss im PNOG als Orga-
nisationsentscheidung konkret ausgestaltet und mit Personalbedarf, Schnittstellen, Fi-
nanzierung und Evaluation verbunden werden. APN/CHN können in wohnortnahen Pri-
märversorgungsstrukturen eine feste pflegefachliche Ansprechperson stellen und die 
vorhandenen Leistungen zu einem mit anderen Professionen multiprofessionell abge-
stimmten Unterstützungsprozess verbinden. 
 
 
 
Berlin, Oktober 2026 
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